
Potsdam, 15. Mai 2007

Zu den Ergebnissen des gestrigen Koalitionsausschusses in Sachen
Mindestlohn erklärt der arbeitsmarktpolitische Sprecher 
Christian Görke:

SPD hat beim Mindestlohn erneut versagt

Die SPD hat erneut die Koalitionsdiziplin über das Interesse aller
Menschen gestellt, die zu Niedriglöhnen arbeiten müssen. In Brandenburg
sind es mehr als  55 000 Beschäftigte. Obwohl zwei Drittel der Deutschen
– wie auch der Brandenburger -  für die Einführung eines gesetzlichen
Mindestlohns in Deutschland sind, ist die Bundesregierung beim
Mindestlohn uneins und handlungsunfähig. Offensichtlich will die SPD
das Thema Mindestlohn auf dem Rücken der Betroffenen bis zur
Bundestagswahl 2009 in der Schwebe halten.
Wer aber mit weniger als 850 Euro im Monat auskommen muss, für den
zählt jeder Tag.
 
Mit dem Vorschlag des Koalitionsausschusses, künftig Einkommens-
zuschläge für Geringverdiener mit Löhnen zwischen 800 und 1300 Euro zu
zahlen, werden Dumping-Löhne auf Staatskosten – also zu Lasten des
Steuerzahlers – subventioniert. Gleichzeitig werden dadurch die
Wettbewerbschancen von Unternehmen, die Existenz sichernde Löhne
zahlen, verschlechtert. Die Linkspartei.PDS lehnt dieses Kombilohn-
Modell ab, weil es zur Ausweitung des Niedriglohn-Sektors und zur
Verdrängung regulärer Beschäftigungsverhältnisse führt.
Auch die Vorstellungen der Koalitionsfraktionen, Mindestlöhne in
einzelnen Branchen über die Ausweitung des Entsendegesetzes
aufzubauen, ist keine befriedigende Lösung, weil sich dieser stufenweise
Prozess über Jahre hinziehen wird.
Meine Fraktion hält deswegen an der umgehenden Einführung eines
gesetzlichen, Existenz sichernden Mindestlohns fest. 
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